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Kommunales Wahlrecht für Migrantinnen und Migranten

Sehr geehrter Herr Bundesminisier,

im Rat der Stadt Braunschweig ist ein kommunales Wahlrecht für alle Migrantinnen und Mig-
ranten intensiv erörtert worden. lm Zuge dieser Beratungen hat der Rat mit lvlehrheit in sei-
ner Sitzung am 16. Februar 2010 folgenden Beschluss gefasst, den lch Ihnen aui Bitte des
Rates der Stadt Braunsohweig übermittele:

,,Der Rat der Stadt Braunschweig begrüßt die Resolutian der Bürgetmitglieder im Ausschuss
für lntegrationsfragen und unterstützt das darin geäußefte Anliegen, ein kommunales Wahl-
recht auch für Menschen aus Nicht-Eu-Staaten zu ermöglichen. Die Ver'valtung wird darum
gebeien, d/ese Resolution auch im Namen des Rates der Sfadf Braunschweig an die zu-
ständigen Stellen auf Bundesebene weitetzuleiten. Det Rat der Stadt Brcunschweig bittet
den Gisetzgebet in diesem zusammenhang darum, bei der Neufassung oder Änderung be-
stehender Geselze Mindestanforderungen in Bezug auf die Aufenthaltsdauer und Sprach-
kenntnisse der Migrantinnen und Migranten festzuschreiben, die in Zukunft von einer salchen
Reg e I u n g profit ie re n kön n e n. "

Den dem Beschluss zugrunde liegenden Antrag füge ich als Anlage bei.

Mit freundlichen Grüßen
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